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gleitunterricht sind. Für Zeiten der praktischen Ausbil­
dung von bis zu vier Wochen wird statt einer Beurteilung 
eine Teilnahmebescheinigung ausgestellt. 

§9 
Prüfung 

Die Prüfung soll am Ende des Vorbereitungsdienstes ab­
genommen werden. Die mündliche Prüfung wird sobald 
wie möglich nach der schriftlichen Prüfung abgeschlos­
sen. 

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 
außer Kraft. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die aufgrund der bis 
zum 31. Dezember 2023 geltenden Vorschriften dieser 
Verordnung in den Vorbereitungsdienst eingestellt wor­
den sind, setzen ihren Vorbereitungsdienst nach den Vor­
schriften dieser Verordnung fort und legen die Prüfung 
nach den bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Vor­
schriften ab. Bei Wiederholungsprüfungen ist das beim 
ersten Prüfungsversuch geltende Recht anzuwenden. 

Düsseldorf, den 27. April 2018 
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Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2018 S. 212 

Gesetz 
zur Zustimmung zum Einundzwanzigsten 

Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Einundzwanzigster Rundfunkänderungs­
staatsvertrag) und zur Änderung weiterer Gesetze 

(16. Rundfunkänderungsgesetz) 
Vom 8. Mai 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Zustimmung zumJi:inundzwanzigsten 
Staatsvertrag zur Anderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Einundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

und zur Änderung weiterer Gesetze 
(16. Rundfunkänderungsgesetz) 

2251 
Artikel 1 

Zustimmung zum Einundzwanzigsten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag 

Dem in der Zeit vom 5. Dezember 2017 bis 18. Dezember 
2017 unterzeichneten Einundzwanzigsten Rundfunkän­
derungsstaatsvertrag zwischen den Ländern der Bundes­
republik Deutschland, der als Anlage diesem Gesetz bei­
gefügt ist, wird zugestimmt. 

2251 
Artikel 2 

Änderung des WDR-Gesetzes 

Das WDR-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. April 1998 (GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. 
S. 1052) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 44a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 44a (weggefallen)'.' 

b) Die Angabe zu§ 46 wird wie folgt gefasst: 

,, § 46 Berichterstattung zum Prüfungsverfahren'.' 

c) Die Angaben zu den §§ 48 bis 53 werden wie folgt 
gefasst: 

,,§ 48 Datenverarbeitung für publizistische 
Zwecke 

§ 49 Gewährleistung des Datenschutzes beim 
WDR 

§ 50 Unabhängigkeit 

§ 51 Aufgaben und Befugnisse 

§ 52 (weggefallen) 

§ 53 (weggefallen)'.' 

2. § 6a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Angabe „1.1.2017" durch die 
Angabe „1. Januar 2017" ersetzt. 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

,,Die Auswirkungen der ab dem 1. Januar 2017 er­
folgten Reduzierung der im Hörfunk maximal zu­
lässigen Werbezeit auch auf den privaten Rund­
funk werden durch die Staatskanzlei evaluiert." 

c) In dem neuen Satz 5 wird die Angabe „1.1.2019" 
durch die Angabe „1. Januar 2021" ersetzt. 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Jeder hat das Recht, sich unmittelbar an die 
Rundfunkbeauftragte oder den Rundfunkbeauf­
tragten für den Datenschutz des WDR (WDR­
Rundfunkdatenschutzbeauftragte oder WDR­
Rundfunkdatenschutzbeauftragter) zu wenden, 
wenn er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung sei­
ner personenbezogenen Daten durch den WDR 
oder seine Beteiligungsunternehmen im Sinne des 
§ 45a Absatz 3 in seinen schutzwürdigen Belan­
gen verletzt zu sein." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Beauftragte für 
den Datenschutz des WDR" durch das Wort 
,, WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftragte" 
ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Angabe „Abs." durch 
das Wort „Absatz': das Wort „daß" durch das 
Wort „dass" sowie die Wörter „Beauftragten 
für den Datenschutz des WDR" durch das 
Wort „WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftrag­
ten" ersetzt. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 14 Satz 2 wird die Angabe „11, 12 und 
13a" durch die Wörter „ 11 und 12 Satz 1" ersetzt. 

b) Nach Absatz 17 Satz 7 wird folgender Satz einge­
fügt: 

,,Für die Teilnahme an Sitzungen des ARD-Pro­
grammbeirats wird, unter Anrechnung von dort 
geleisteter Entschädigungen, ein Sitzungsgeld 
von jeweils 200 Euro pro Sitzungstag gezahlt." 

c) Absatz 20 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 werden folgende Sätze einge­
fügt: 

„Durch Beschluss kann der Rundfunkrat die 
oder den Vorsitzenden des Rundfunkrats für 
einen bestimmten Zeitraum, längstens jedoch 
bis zum Ablauf der jeweiligen Amtsperiode, 
ermächtigen, über die befristete Einstellung 
von Personen für einen Zeitraum von höchs­
tens sechs Monaten zu entscheiden. Der 
Rundfunkrat ist über Entscheidungen der 
oder des Vorsitzenden des Rundfunkrats nach 
Satz 2 zu informieren." 
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bb) In dem neuen Satz 4 werden nach dem Wort 
„Maßnahmen" die Wörter „und der von der 
oder dem Vorsitzenden nach Satz 2 getroffe­
nen Entscheidungen" eingefügt. 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 11 wird das Wort 
,,Rundfunktechnik" durch das Wort „Verbrei­
tung" ersetzt. 

b) Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entscheidungen des WDR oder von Beteili­
gungsunt~rnehmen im Sinne des § 45 Absatz 1 
über die Ubernahme von Verpflichtungen betref­
fend die Herstellung oder den Erwerb von Pro­
grammbeiträgen oder Programmteilen, die aus 
mehreren Beiträgen bestehen, wenn der Wert der 
Verpflichtung für den WDR oder ein Beteiligungs­
unternehmen, auf das er beherrschenden Einfluss 
im Sinne des § 290 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 HGB 
ausüben kann, insgesamt zwei Millionen Euro 
überschreitet. Der WDR hat in den Gesellschafts­
verträgen eine entsprechende Beteiligung des 
Rundfunkrats sicherzustellen,'.' 

6. Nach § 19 wird die Überschrift von§ 2 wie folgt ge­
fasst: 

,,§ 20 
Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer, 

Kostenerstattung". 

7. In§ 21 Absatz 2 Nummer 8 wird die Angabe „11 und 
12" durch die Angabe „12 und 13" ersetzt. 

8. In§ 37 Absatz 6 wird das Wort „gesetzlichen" gestri­
chen und das Wort „Rundfunkrats" durch das Wort 
,,Verwaltungsrats" ersetzt. 

9. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „im Sinne 
des§ 319 Abs. 1 HGB" gestrichen. 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

10. § 44 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) Nummer 4 wird Nummer 3 und die Wörter „des 
Rundfunkrats" werden gestrichen. 

11. § 44a wird aufgehoben. 

12. § 45b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Mehrheits­
beteiligungen" die Wörter „im Sinne von 
§ 45a Absatz 3" eingefügt und die Wörter 
,,nach § 319 Abs. 1 Satz 1 HGB" werden ge­
strichen. 

bb) Satz 8 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Bei kommerziellen Tätigkeiten mit geringer 
Marktrelevanz nach § 44b Absatz 1 Satz 5 ist der 
WDR auf Anforderung des Landesrechnungshofs 
verpflichtet, für ein dem Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 
bis 8 entsprechendes Verfahren Sorge zu tragen. 
Werden Verstöße gegen die Bestimmungen zur 
Marktkonformität bei Prüfungen des WDR oder 
von Beteiligungsunternehmen festgestellt, findet 
auf die Mitteilung des Ergebnisses § 46 Anwen­
dung." 

13. Nach§ 45b wird folgender§ 46 eingefügt: 

,,§ 46 
Berichterstattung zum Prüfungsverfahren 

Der Landesrechnungshof oder der sonst gemäß § 45a 
Absatz 4, § 45b zuständige Rechnungshof teilt das 
Ergebnis seiner Prüfung des WDR einschließlich des­
sen Beteiligungsunternehmen der Intendantin oder 
dem Intendanten des WDR, dem Verwaltungsrat des 
WDR, der Geschäftsführung des geprüften Beteili­
gungsuntern~hmens sowie der unabhängigen Kom­
mission zur Uberprüfung und Ermittlung des Finanz­
bedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) mit. Der Lan-

desrechnungshof oder der sonst zuständige Rech­
nungshof gibt der Intendantin oder dem Intendanten 
des WDR und der Geschäftsführung des Beteili­
gungsunternehmens Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu dem Ergebnis der Prüfung und berücksichtigt die 
Stellungnahmen. Den auf dieser Grundlage erstellten 
abschließenden Bericht über das Ergebnis der Prü­
fung teilt der Landesrechnungshof oder der sonst zu­
ständige Rechnungshof dem Landtag, der Landesre­
gierung, dem Rundfunkrat des WDR sowie der KEF 
mit und veröffentlicht ihn anschließend. Dabei hat er 
darauf zu achten, dass die Wettbewerbsfähigkeit des 
geprüften Beteiligungsunternehmens nicht beein­
trächtigt wird und insbesondere Betriebs- und Ge­
schäftsgeheimnisse gewahrt werden." 

14. Die§§ 48 bis 51 werden wie folgt gefasst: 

,,§ 48 
Datenverarbeitung für publizistische Zwecke 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu jour­
nalistischen Zwecken durch den WDR bestimmt sich 
nach Maßgabe der§§ 9c und 57 des Rundfunkstaats­
vertrages in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 49 
Gewährleistung des Datenschutzes beim WDR 

(1) Der WDR ernennt eine Person zur oder zum 
WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftragten, die zustän­
dige Aufsichtsbehörde im Sinne des Artikels 51 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
der natürlichen Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten­
schutz-Grundverordnung) (ABL L 119 vom 4.5.2016, 
S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72) ist. Die Ernennung 
erfolgt durch den Rundfunkrat für die Dauer von vier 
Jahren. Eine dreimalige Wiederernennung ist zuläs­
sig. Die oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte muss über die für die Erfüllung der Aufgaben 
und Ausübung der Befugnisse erforderliche Qualifi­
kation, nachgewiesen durch ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium, sowie über Erfahrung und Sach­
kunde insbesondere im Bereich des Schutzes perso­
nenbezogener Daten verfügen. Das Amt der oder des 
WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftragten kann nicht 
neben anderen Aufgaben innerhalb des WDR und sei­
ner Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wahrgenom­
men werden. Sonstige Aufgaben müssen mit dem Amt 
der oder des WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftrag­
ten zu vereinbaren sein und dürfen ihre oder seine 
Unabhängigkeit nicht gefährden. 

(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit 
Rücktritt vom Amt oder mit Erreichen des gesetzli­
chen Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche Rege­
lungen bleiben unberührt. Die oder der WDR-Rund­
funkdatenschutzbeauftragte kann des Amtes nur 
enthoben werden, wenn sie oder er eine schwere Ver­
fehlung begangen hat oder die Voraussetzungen für 
die Wahrnehmung der Aufgaben nicht mehr erfüllt. 
Die Amtsenthebung geschieht durch Beschluss des 
Rundfunkrats aufVorschlag des Verwaltungsrats. Die 
oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist 
vor der Entscheidung zu hören. 

(3) Das Nähere, insbesondere die Grundsätze der 
Vergütung, regelt die Satzung. 

(4) Die Intendantin oder der Intendant benennt für 
den WDR eine weitere Person zum betrieblichen Da­
tenschutzbeauftragten gemäß Artikel 37 der Verord­
nung (EU) 2016/679. 

§ 50 
Unabhängigkeit 

(1) Die oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte ist in Ausübung des Amtes unabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen. Sie oder er unterliegt 
keiner Rechts- oder Fachaufsicht. Der Dienstaufsicht 
des Verwaltungsrats untersteht sie oder er nur inso­
weit, als die Unabhängigkeit bei der Ausübung des 
Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
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(2) Die Dienststelle der oder des WDR-Rundfunkda­
tenschutzbeauftragten wird bei der Geschäftsstelle 
des Verwaltungsrats oder des Rundfunkrats einge­
richtet. Der oder dem WDR-Rundfunkdatenschutz­
beauftragten ist die für die Erfüllung der Aufgaben 
und Befugnisse notwendige Personal-, Finanz- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Die erfor­
derlichen Mittel sind jährlich, öffentlich und geson­
dert im Haushaltsplan des WDR auszuweisen und 
der oder dem WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftrag­
ten im Haushaltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanz­
kontrolle durch den Verwaltungsrat unterliegt die 
oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauftragte nur 
insoweit, als die Unabhängigkeit bei der Ausübung 
des Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Die oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte ist in der Wahl der Mitarbeiter frei. Sie unter­
stehen allein ihrer oder seiner Leitung. 

§ 51 
Aufgaben und Befugnisse 

(1) Die oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte überwacht die Einhaltung der Datenschutz­
vorschriften dieses Gesetzes, des Rundfunkstaatsver­
trags, der Verordnung (EU) 2016/679 und anderer 
Vorschriften über den Datenschutz bei der gesamten 
Tätigkeit des WDR und seiner Beteiligungsunterneh­
men im Sinne des§ 45a Absatz 3. Sie oder er hat die 
Aufgaben und die Befugnisse entsprechend der Arti­
kel 57 und 58 Absatz 1 bis 5 der Verordnung (EU) 
2016/679. Bei der Zusammenarbeit mit anderen Auf­
sichtsbehörden hat sie oder er, soweit die Datenver­
arbeitung zu journalistischen Zwecken betroffen ist, 
den Informantenschutz zu wahren. Sie oder er kann 
gegenüber dem WDR keine Geldbußen verhängen. 

(2) Stellt die oder der WDR-Rundfunkdatenschutz­
beauftragte Verstöße gegen Vorschriften über den Da­
tenschutz oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten fest, beanstandet sie oder 
er dies gegenüber der Intendantin oder dem Inten­
danten und fordert unter angemessener Fristsetzung 
eine Stellungnahme an. Gleichzeitig unterrichtet sie 
oder er den Verwaltungsrat. Von einer Beanstandung 
und Unterrichtung kann abgesehen werden, wenn es 
sich um unerhebliche Mängel handelt oder wenn ihre 
unverzügliche Behebung sichergestellt ist. 

(3) Mit der Beanstandung kann die oder der 
WD R-Rundfunkda tenschu tz beauftragte Vorschläge 
zur Beseitigung der Mängel und zur sonstigen Ver­
besserung des Datenschutzes verbinden. 

(4) Die von der Intendantin oder dem Intendanten 
nach Absatz 2 Satz 1 abzugebende Stellungnahme 
soll eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die 
aufgrund der Beanstandung der oder des WDR­
Rundfunkdatenschutzbeauftragten getroffen worden 
sind. Die Intendantin oder der Intendant leitet dem 
Verwaltungsrat eine Abschrift der Stellungnahme zu. 

(5) Die oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte erstattet jährlich auch den Organen des WDR 
einen schriftlichen Bericht im Sinne des Artikels 59 
der Verordnung (EU) 2016/679 über ihre oder seine 
Tätigkeit. Der Bericht wird veröffentlicht, wobei eine 
Veröffentlichung im Online-Angebot des WDR aus­
reichend ist. 

(6) Die oder der WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte ist sowohl während als auch nach Beendigung 
der Tätigkeit verpflichtet, über die ihm oder ihr wäh­
rend der Dienstzeit bekanntgewordenen Angelegen­
heiten und vertraulichen Informationen Verschwie­
genheit zu bewahren." 

15. § 53 wird aufgehoben. 

16. § 55a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 55a 
Anwendung des Informationsfreiheitsgesetzes 

Das Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfa­
len findet auf den WDR Anwendung, es sei denn, dass 
journalistisch-redaktionelle Informationen oder Er­
gebnisse der Prüfung des Landesrechnungshofs oder 

des sonst zuständigen Rechnungshofs nach § 46 be­
troffen sind." 

17. § 57a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Abweichend von § 13a, § 16 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 bis 7, 9 bis 13, Satz 3 und 5, § 20 Absätze 1 
bis 10, § 21 Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 
12, § 37 Absatz 6, § 38, § 41 Absatz 7 sowie § 44 Ab­
sätze 1 und 2 gelten bis zum Ablauf der am 14. De­
zember 2012 begonnenen Amtsperiode der Mitglie­
der des Verwaltungsrats § 16 Absatz 2 Satz 2 Num­
mer 1 bis 7, 9 bis 14, Satz 3 und 4, § 20 Absätze 1 bis 
5, § 21, § 37 Absatz 6, § 38, § 41 Absätze 6 und 7 so­
wie§ 44 Absätze 1 und 2 dieses Gesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 25. April 1998, das 
zuletzt durch Gesetz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. 
S. 501) geändert worden ist. Auch in dem Zeitraum 
gemäß Satz 1 obliegt dem Rundfunkrat die Aufgabe, 
über die mittelfristige Finanzplanung und über die 
Aufgabenplanung des WDR zu beschließen." 

2251 

Artikel 3 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 2002 (GV. 
NRW. S. 334), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu§ 46 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 46 Datenverarbeitung für publizistische Zwe­
cke'.' 

b) Die Angaben zu den§§ 48 bis 51 werden wie folgt 
gefasst: 

,,§ 48 Betriebliche Datenschutzbeauftragte der 
Veranstalter 

§ 49 Datenschutzaufsicht über den privaten Rund­
funk und über die LfM 

§ 50 Überwachung des Datenschutzes bei der LfM, 
Jahresbericht über die gesamte Aufsichtstätigkeit 

§ 51 Unabhängigkeit'.' 

c) Nach der Angabe zu § 51 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 51a Datenschutz bei sonstigen Anbietern von 
Telemedien'.' 

2. In § 42 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Beauf­
tragten der LfM für den Datenschutz" durch die Wör­
ter „Datenschutzbeauftragten der LfM" ersetzt. 

3. Die §§ 46 bis 49 werden wie folgt gefasst: 

,,§ 46 
Datenverarbeitung für publizistische Zwecke 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu jour­
nalistischen Zwecken durch private Rundfunkveran­
stalter bestimmt sich nach Maßgabe der§§ 9c und 57 
des Rundfunkstaatsvertrages in der jeweils geltenden 
Fassung. 

§ 47 
Geheimhaltung 

Die bei einer speichernden Stelle tätigen Personen 
sind zur Geheimhaltung der bei ihrer Tätigkeit be­
kannt gewordenen Tatsachen verpflichtet. Diese Ge­
heimhaltungspflicht besteht nicht, wenn die Tatsachen 
offenkundig sind oder ihrer Natur nach der Geheim­
haltung nicht bedürfen. Satz 2 gilt nicht im Anwen­
dungsbereich des Datengeheimnisses nach § 9c Ab­
satz 1 Satz 1 bis Satz 3 und nach § 57 Absatz 1 Satz 1 
bis Satz 3 des Rundfunkstaatsvertrages. 
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§ 48 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte 
der Veranstalter 

Jeder private Rundfunkveranstalter oder dessen 
Hilfs- und Beteiligungsunternehmen, der im Rahmen 
seiner Betätigung personenbezogene Daten verarbei­
tet, hat eine Person zur oder zum betrieblichen Da­
tenschutzbeauftragten im Sinne des Artikels 37 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
der natürlichen Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz­
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, 
L 314 vom 22.11.2016, S. 72) zu bestellen und der LfM 
deren Namen mitzuteilen. 

§ 49 

Datenschutzaufsicht über den privaten Rundfunk 
und über die LfM 

(1) Die Medienkommission ernennt eine Person zur 
oder zum Datenschutzbeauftragten der LfM für die 
Dauer von vier Jahren. Eine dreimalige Wieder­
ernennung ist zulässig. Die oder der Datenschutzbe­
auftragte der LfM ist zuständige Aufsichtsbehörde im 
Sinne des Artikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679 
und tritt damit an die Stelle der oder des Landesbe­
auftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
des Landes Nordrhein-Westfalen (LDI). Die oder der 
Datenschutzbeauftragte der LfM muss über die für 
die Erfüllung der Aufgaben und Ausübung der Befug­
nisse erforderliche Qualifikation, nachgewiesen durch 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium, sowie über 
Erfahrung und Sachkunde insbesondere im Bereich 
des Schutzes personenbezogener Daten verfügen. Das 
Amt der oder des Datenschutzbeauftragten der LfM 
kann nicht neben anderen Aufgaben innerhalb der 
LfM und ihrer Hilfs- und Beteiligungsunternehmen 
wahrgenommen werden. Sonstige Aufgaben müssen 
mit dem Amt der oder des Datenschutzbeauftragten 
der LfM zu vereinbaren sein und dürfen ihre oder 
seine Unabhängigkeit nicht gefährden. 

(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM 
überwacht bei der LfM und bei den privaten Rund­
funkveranstaltern und deren Beteiligungsunterneh­
men die Einhaltung der Datenschutzvorschriften die­
ses Gesetzes, des Rundfunkstaatsvertrags, der Verord­
nung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften über 
den Datenschutz bei ihrer gesamten Tätigkeit. Sie 
oder er unterstützt die betrieblichen Datenschutzbe­
auftragten der LfM, der privaten Rundfunkveranstal­
ter sowie deren Hilfs- und Beteiligungsunternehmen 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie oder er hat die 
Aufgaben und die Befugnisse entsprechend der Arti­
kel 57 und 58 Absatz 1 bis 5 der Verordnung (EU) 
2016/679. Sie oder er kann gegenüber der LfM keine 
Geldbußen verhängen. 

(3) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an die 
Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauf­
tragten der LfM zu wenden, wenn er der Ansicht ist, 
bei der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten 
durch die LfM oder durch einen privaten Rundfunk­
veranstalter oder seine Beteiligungsunternehmen in 
seinen schutzwürdigen Belangen verletzt zu sein. 

(4) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit 
Rücktritt vom Amt oder mit Erreichen des gesetzli­
chen Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche Regelun­
gen bleiben unberührt. Die oder der Datenschutzbe­
auftragte der LfM kann des Amtes nur enthoben wer­
den, wenn sie oder er eine schwere Verfehlung 
begangen hat oder die Voraussetzungen für die Wahr­
nehmung der Aufgaben nicht mehr erfüllt. Die Amts­
enthebung geschieht durch Beschluss der Medien­
kommission. Die oder der Datenschutzbeauftragte der 
LfM ist vor der Entscheidung zu hören. 

(5) Die Direktorin oder der Direktor benennt für die 
LfM eine weitere Person zum betrieblichen Daten­
schutzbeauftragten gemäß Artikel 37 der Verordnung 
(EU) 2016/679. 

(6) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM ar­
beitet zur Gewährleistung des Datenschutzes mit den 
allgemeinen Datenschutzbehörden zusammen. Sie 
gehen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten wechselseitig 
Hinweisen auf Verstöße gegen Datenschutzvorschrif­
ten nach und unterrichten sich wechselseitig über das 
Ergebnis ihrer Prüfung. Die Unterrichtung erfolgt 
über die zuständige oberste Landesbehörde. Der In­
formantenschutz ist bei der Zusammenarbeit der 
Aufsichtsbehörden zu wahren. 

(7) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM ist 
befugt, den Justizbehörden Verstöße gegen die allge­
meinen Datenschutzbestimmungen zur Kenntnis zu 
bringen und die Einleitung eines gerichtlichen Verfah­
rens zu betreiben. 

(8) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM ist 
sowohl während als auch nach Beendigung der Tätig­
keit verpflichtet, über die ihr oder ihm während der 
Dienstzeit bekanntgewordenen Angelegenheiten und 
vertraulichen Informationen Verschwiegenheit zu be­
wahren." 

4. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 50 
Überwachung des Datenschutzes bei der LfM, 

Jahresbericht über die gesamte Aufsichtstätigkeit'.' 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM be­
anstandet gegenüber der Direktorin oder dem Di­
rektor bevorstehende und feststehende Verstöße 
der LfM gegen die Datenschutzvorschriften dieses 
Gesetzes oder anderer Gesetze oder sonstige Män­
gel bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und fordert unter angemessener Fristsetzung eine 
Stellungnahme an." 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM 
erstattet auch der Medienkommission jährlich 
einen schriftlichen Bericht im Sinne des Artikels 
59 der Verordnung (EU) 2016/679 über die gesamte 
Aufsichtstätigkeit. Der Bericht wird veröffentlicht, 
wobei eine Veröffentlichung im Online-Angebot 
der LfM ausreichend ist." 

5. § 51 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 51 
Unabhängigkeit 

(1) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM ist 
in Ausübung ihres oder seines Amtes unabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen. Sie oder er unterliegt 
keiner Rechts- oder Fachaufsicht. Der Dienstaufsicht 
der Medienkommission untersteht sie oder er nur in­
soweit, als die Unabhängigkeit bei der Ausübung des 
Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der oder dem Datenschutzbeauftragten der LfM 
ist die für die Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben 
und Befugnisse notwendige Personal-, Finanz- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Die er­
forderlichen Mittel sind jährlich, öffentlich und ge­
sondert im Haushaltsplan der LfM auszuweisen und 
der oder dem Datenschutzbeauftragten der LfM im 
Haushaltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanzkontrolle 
durch die Medienkommission unterliegt die oder der 
Datenschutzbeauftragte der LfM nur insoweit, als die 
Unabhängigkeit bei der Ausübung des Amtes dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte der LfM ist 
in der Wahl der Mitarbeiter frei. Sie unterstehen al­
lein ihrer oder seiner Leitung." 

6. Nach§ 51 wird folgender§ 51a eingefügt: 

,,§ 51a 
Datenschutz bei sonstigen Anbietern von Telemedien 

(1) § 57 Absatz 1 Satz 1 bis Satz 5, Absatz 2 Satz 1 bis 
Satz 4 und Absatz 3 des Rundfunkstaatsvertrages 
gelten entsprechend, soweit sonstige Anbieter von Te­
lemedien mit journalistisch-redaktionell gestalteten 
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Angeboten personenbezogene Daten für journalisti­
sche Zwecke verarbeiten. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 überwacht die oder der 
Datenschutzbeauftragte der LfM die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften dieses Gesetzes, des Rund­
funkstaatsvertrags, der Verordnung (EU) 2016/679 
und anderer Vorschriften über den Datenschutz. § 49 
Absatz 2 Satz 2, 3 und Absatz 3 geltend entspre­
chend." 

7. § 88 Absatz 8 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Wahrnehmung dieser Aufgabe erfolgt durch die 
LfM." 

8. In § 125 Absatz 1 werden die Angabe „35, 38 Abs. 1 
und § 46" durch die Wörter „35 und § 38 Absatz l" 
sowie die Wörter „ Teleshopping, Gewinnspielen und 
Datenschutz" durch die Wörter „Teleshopping und 
Gewinnspielen" ersetzt. 

2250 

Artikel 4 
Änderung des Landespressegesetzes NRW 

Das Landespressegesetz NRW in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 24. Mai 1966 (GV. NRW. S. 340), das 
zuletzt durch Gesetz vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S. 723) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

,,§ 12 
Datenschutz 

Soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunter­
nehmen der Presse personenbezogene Daten zu jour­
nalistischen oder literarischen Zwecken verarbeiten, 
ist es den hiermit befassten Personen untersagt, diese 
personenbezogenen Dat~n z_u an~eren Zwecken. zu 
verarbeiten (Datengehe1mms). Diese Personen smd 
bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datenge­
heimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis be.~teht 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Ubri­
gen finden für die Datenverarbeitung zu journalisti­
schen oder literarischen Zwecken von der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz der natürlichen 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord­
nung) (ABI.L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L314 vom 
22.11.2016, S.72) außer den Kapiteln I, X und XI nur 
die Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung mit 
Absatz 2, Artikel 24 und Artikel 32 Anwendung. Arti­
kel 82 der Verordnung (EU) 2016/679 gilt mit der 
Maßgabe, dass nur für eine Verletzung des Datenge­
heimnisses gemäß der Sätze 1 bis 3 sowie für unzurei­
chende Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buch­
stabe f, Artikel 24 und Artikel 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 gehaftet wird. 

2. In § 23 Absatz 2 werden die Wörter „zehntausend 
Deutsche Mark" durch die Wörter „fünftausend Euro" 
ersetzt. 

3. In § 25 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „184 Abs. 2 
bis 4" durch die Angabe „184a bis 184d" ersetzt. 
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Artikel 5 
Änderung des Telemedienzuständigkeitsgesetzes 

Das Telemedienzuständigkeitsgesetz vom 29. März 2007 
(GV. NRW. S. 137), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 387) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „RStv" durch die 
Wörter „des Rundfunkstaatsvertrages" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) 

bb) 

Die Angabe ,,§ 59 Absatz 1 RStV" wird durch 
die Wörter ,,§ 59 Absatz 1 Satz 1 des Rund­
funkstaa tsvertrages" ersetzt. 

Folgender Satz wird angefügt: 

,,§ 59 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Rundfunk­
staatsvertrages, § 51 Absatz 1 des Gesetzes 
über den Westdeutschen Rundfunk Köln, 
§ 51a und§ 49 Absatz 2 des Landesmedienge­
setzes Nordrhein-Westfalen bleiben hiervon 
unberührt." 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 2 
Zuständigkeit bei Ordnungswidrigkeiten 

Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid­
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I 
S. 3295) geändert worden ist, ist 

1. in den Fällen des § 16 Absatz 1 und 2 Nummer 1 
des Telemediengesetzes die LfM oder 

2. in den Fällen des§ 16 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 des 
Telemediengesetzes die oder der LDI, soweit nicht 
der Zuständigkeitsbereich der oder des Daten­
schutzbeauftragten der LfM begründet ist." 
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Artikel 6 
Änderung des 5. Rundfunkänderungsgesetzes 

Das 5. Rundfunkänderungsgesetz in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 22. September 1992 (GV. NRW. 
S. 346), das durch§ 3 der Verordnung vom 22. Juni 1993 
(GV. NRW. S. 318) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die §§ 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,,§ 1 

Zuständige Behörde nach § 9 Absatz 1 Satz 1 des 
Rundfunkstaatsvertrages vom 31. August 1991 
(GV. NRW. S. 408), der zuletzt durch Artikel 1 des 
Neunzehnten Rundfunkänderungsstaa tsvertrages 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 452) geändert wor­
den ist, ist die Ministerpräsidentin oder der Minis­
terpräsident. 

§2 

Das für Inneres zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung im Einverneh­
men mit der Staatskanzlei und dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium die für die Beitreibung 
rückständiger Rundfunkgebühren und Rundfunk­
beiträge im Verwaltungszwangsverfahren zustän­
dige Behörde zu bestimmen und den an sie abzu­
führenden Kostenbeitrag festzusetzen." 

b) § 3 wird aufgehoben. 

2. Artikel 5 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 5 
Übertragungskapazitäten 

§ 1 

Folgende Übertragungskapazitäten werden der Lan­
desanstalt für Medien zugeordnet: 
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Sender- Frequenz max. max. Richt-
standort (MHz) Strah- effektive dia-

lungs- Anten- gramm 
leistung nenhöhe (ND= in Watt inm Rund-

strah-
lung) 

(D = 
keine 
Rund-
strah-
lung) 

Berg- 91,4 100 76 D 
heim 
Bocholt 88,4 1000 69 D 
Düren 92,7 500 327 D 
Gevels- 105,7 100 184 ND 
berg 
Köln Co- 105,8 2000 241 D 
lonius 
Senden- 92,6 1000 134 D 
horst 
Soest 100,9 1000 212 ND 
Waldbröl 105,7 1000 218 D 

§2 

Folgende Übertragungskapazitäten werden zur pro­
grammlichen Nutzung für Hörfunk dem Westdeut­
schen Rundfunk Köln zugeordnet: 

Sender- Frequenz max. max. Richt-
standort (MHz) Strah- effektive dia-

lungs- Anten- gramm 
leistung nenhöhe (ND= in Watt inm Rund-

strah-
lung) 

(D = 
keine 
Rund-
strah-
lung) 

Teuto- 105,5 100 000 529 ND 
burger 
Wald 
Aachen 106,4 20 000 325 D 

3. Artikel 6 wird aufgehoben. 

4. Artikel 7 wird Artikel 6 und wie folgt gefasst: 

„Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft." 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

Artikel 1 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 25. Mai 2018 in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Mai 2018 

{L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S t a m p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m p er 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 
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Einundzwanzigster Staatsvertrag 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Einundzwanzigster Rundfunklnderungsstaatsvertrag) 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Anlage zu Artikel 1 
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Artikel 1 
Änderung des Rundfunkstaatsvertragas 

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Zwan­
zigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 8. und 16. Dezember 2016, wird wie 
folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 9 b wird folgende Angabe eingefügt: 

.§ 9 c Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg". 

b} Die Angabe zu§ 47 wird wie folgt neu gefasst: 

,.§ 47 (aufgehoben)". 

c) Die Angabe zu § 57 wird wie folgt neu gefasst: 

.§ 57 Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg". 

2. In § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 wird das Wort „UEFA-Cup" durch die Wörter „Europa 
League" ersetzt. 

3. Nach § 9 b wird folgender § 9 c eingefügt: 

,.§ 9 C 

Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg 

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
das ZDF, das Deutschlandradio oder private Rundfunkveranstalter personenbe­
zogene Daten zu journalistischen Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit befass­
ten Personen untersagt, diese personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken 
zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die Datenverar­
beitung zu journalistischen Zwecken von der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver­
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 2016,__S. 72) außer 
den Kapiteln 1, VIII, X und XI nur die Artikel 5 Abs. 1 Buchst f in Verbindung mit 
Abs. 2, Artikel 24 und Artikel 32 Anwendung. Artikel 82 und 83 der Verordnung 
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(EU) 2016/679 gelten mit der Maßgabe, dass nur für eine Verletzung des Daten­
geheimnisses gemäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzureichende Maßnahmen 
nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f, Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 
gehaftet wird. Die Sätze 1 bis 5 gelten .entsprechend für die zu den in Satz 1 ge­
nannten Stellen gehörenden Hilfs- und Beteiligungsunternehmen. Die in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschland­
radio und andere Rundfunkveranstalter sowie ihre Verbände und Vereinigungen 
können sich Verhaltenskodizes geben, die in einem transparenten Verfahren er­
lassen und veröffentlicht werden. Den betroffenen Personen stehen nur die in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte zu. 

(2) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezogener Daten zur Verbrei­
tung von Gegenda~tellungen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungser­
klärungen, Beschlüssen oder Urteilen Ober die Unterlassung der Verbreitung o­
der über den Widerruf des Inhalts der Daten, so sind diese Gegendarstellungen, 
Verpflichtungserklärungen und Widerrufe zu den gespeicherten Daten zu neh­
men und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst sowie 
bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlichkeitsrecht be­
einträchtigt, kann die betroffene Person Auskunft über die der Berichterstattung 
zugrunde liegenden, zu ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Die Aus­
kunft kann nach Abwägung der schutzwürdigen Interessen der Beteiligten ver­
weigert werden, soweit 

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Ver­
breitung von Rundfunksendungen mitwirken oder mitgewirkt haben, geschlossen 
werden kann, 

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträgers von 
Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen 
werden kann oder 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst erlangten Daten die jour­
nalistische Aufgabe durch Ausforschung des Informationsbestandes beeinträch­
tigt würde. 

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichtigung unrichtiger personen­
bezogener Daten im Datensatz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung 
von angemessenem Umfang verlangen. Die weitere Speicherung der personen­
bezogenen Daten ist rechtmäßig, wenn dies für die Ausübung des Rechts auf 
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freie Meinungsäußerung und Information oder zur Wahrnehmung berechtigter In­
teressen erforderlich ist. 

(4) Für die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF, das Deutschlandradio und private Rundfunkveranstalter sowie zu diesen 
gehörende Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wird die Aufsicht Ober die Einhal­
tung der geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen durch Landesrecht 
bestimmt. Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags bleiben unberührt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Teleshoppingkanäle." 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden das Wort „können" durch das Wort "arbeiten" und das 
Wort "zusammenarbeiten" durch das Wort nzusammenu ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

n{4) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind mit der Erbringung von 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Ar­
tikels 106 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABI. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 47) auch betraut, soweit sie zur Erfüllung ih­
res Auftrags gemäß Absatz 1 bei der Herstellung und Verbreitung von Ange­
boten im Sinne des § 11 a zusammenarbeiten. Die Betrauung gilt insbesonde­
re für die Bereiche Produktion, Produktionsstandards, Programmrechteerwerb, 
Programmaustausch, Verbreitung und Weiterverbreitung von Angeboten, Be­
schaffungswesen, Sendernetzbetrieb, informationstechnische und sonstige 
Infrastrukturen, Vereinheitlichung von Geschäftsprozessen, Beitragsservice 
und allgemeine Verwaltung. Von der Betrauung nicht umfasst sind kommerzi­
elle Tätigkeiten nach§ 16 a Abs. 1 Satz 2." 

5. § 24 wird wie folgt neu gefasst: 

,,§24 

Vertraulichkeit 

Jenseits des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2016/679 dürfen Anga­
ben Ober persönliche und sachliche Verhältnisse einer natürlichen oder juristi­
schen Person oder einer Personengesellschaft sowie Betriebs- oder Geschäfts­
geheimnisse, die den Landesmedienanstalten, ihren Organen, ihren Bedienste­
ten oder von ihnen beauftragten Dritten im Rahmen der Durchführung ihrer Auf-
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gaben anvertraut oder sonst bekannt geworden sind, nicht unbefugt offenbart 
werden.• 

6. § 47 wird aufgehoben. 

7. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 22 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt. 

bb) Die Nummern 23 bis 28 werden aufgehoben. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Satz 1 Nr. 23 bis 28 und" gestrichen. 

8. § 57 wird wie folgt neu gefasst: 

,.§ 57 
Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg 

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
das ZDF, das Deutschlandradio, private Rundfunkveranstalter oder Unternehmen 
und Hilfsunternehmen der Presse als Anbieter von Telemedien personenbezo­
gene Daten zu journalistischen Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit befassten 
Personen untersagt, diese personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken zu 
verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tä­
tigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die Datenverar­
beitung zu journalistischen Zwecken außer den Kapiteln 1, VIII, X und XI der Ver­
ordnung (EU) 2016/679 nur die Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f in Verbindung mit 
Abs. 2, Artikel 24 und Artikel 32 der Verordnung (EU) 2016/679 Anwendung. Ar­
tikel 82 und 83 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit der Maßgabe, dass nur 
für eine Verletzung des Datengeheimnisses gemäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für 
unzureichende Maßnahmen nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f, Artikel 24 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird. Kapitel VIII der Verordnung (EU) 
2016/679 findet keine Anwendung, soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungs­
unternehmen der Presse der Selbstregulierung durch den Pressekodex und der 
Beschwerdeordnung des Deutschen Presserates unterliegen. Die Sätze 1 bis 6 
gelten entsprechend für die zu den in Satz 1 genannten Stellen gehörenden 
Hilfs- und Beteiligungsuntemehmen. Den betroffenen Personen stehen nur die in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte zu. 
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(2) Werden personenbezogene Daten von einem Anbieter von Telemedien zu 

journalistischen Zwecken gespeichert, verändert, übermittelt, gesperrt oder ge­

löscht und wird die betroffene Person dadurch in ihrem Persönlichkeitsrecht be­

einträchtigt, kann sie Auskunft über die zugrunde liegenden, zu ihrer Person ge­

speicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach Abwägung der schutzwür­

digen Interessen der Beteiligten verweigert werden, soweit 

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Ver­

breitung mitgewirkt haben, geschlossen werden kann, 

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträgers von 

Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen 

werden kann oder 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst erlangten Daten die journa­

listische Aufgabe des Anbieters durch Ausforschung des Informationsbestandes 

beeinträchtigt würde. 

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichtigung unrichtiger personen­

bezogener Daten im Datensatz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung 

von angemessenem Umfang verlangen. Die weitere Speicherung der personen­

bezogenen Daten ist rechtmäßig, wenn dies für die Ausübung des Rechts auf 

freie Meinungsäußerung und Information oder zur Wahrnehmung berechtigter In­

teressen erforderlich ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Angebote von Unter­

nehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse, soweit diese der 

Selbstregulierung durch den Pressekodex und der Beschwerdeordnung des 

Deutschen Presserates unterliegen. 

(3) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezogener Daten zur Verbrei­

tung von Gegendarstellungen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungser­

klärungen, Beschlüssen oder Urteilen über die Unterlassung der Verbreitung o­

der über den Widerruf des Inhalts der Daten, sind diese Gegendarstellungen, 

Verpflichtungserklärungen und Widerrufe zu den gespeicherten Daten zu neh­

men und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst sowie 

bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln." 

9. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

,,(1) Die nach den allgemeinen Datenschutzgesetzen des Bundes und der 

Länder zuständigen Aufsichtsbehörden überwachen für ihren Bereich die Ein-
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haltung der allgemeinen Datenschutzbestimmungen und des § 57. Die für den 
Datenschutz im journalistischen Bereich beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
und bei den privaten Rundfunkveranstaltem zuständigen Stellen überwachen 
für ihren Bereich auch die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen für jour­
nalistisch-redaktionell gestaltete Angebote bei Telemedien. Eine Aufsicht er­
folgt, soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsuntemehmen der Presse 
nicht der Selbstregulierung durch den Pressekodex und der Beschwerdeord­
nung des Deutschen Presserates unterliegen." 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Bestimmungen" die Wörter „im 
Sinne des Absatzes 2" eingefügt und die Wörter „oder der Datenschutzbe­
stimmungen des Telemediengesetzes" gestrichen. 

Artikel 2 
Änderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages 

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 15. bis 21. Dezember 2010, geändert durch 
den Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 3. und 7. Dezember 2015, 
wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird in der Angabe zu § 11 das Wort n Verwendung" durch 
das Wort n Verarbeitung" ersetzt. 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "Verwendung" durch das Wort „Verarbeitung" 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 werden die Wörter „Erhebung," und „und Nutzung" gestrichen und 
die Wörter „für die Datenverarbeitung im Auftrag anwendbaren Bestimmun­
gen•• durch die Wörter „zur Auftragsverarbeitung geltenden Vorschriften der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt­
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, 
S. 1; L 314 vom 22. November 2016, S. 72)" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „des Bundesdatenschutzgesetzes" 
durch die Wörter „der Verordnung (EU) 2016/679" ersetzt. 
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d) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „darf' durch das Wort 0 übermittelt" ersetzt 
und das Wort „übermitteln" gestrichen. 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Wort „kann" durch das Wort „verarbeitet" und die 
Wörter „des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen" durch die Wör­
ter 0 der betroffenen Person" ersetzt. 

bb) Satz 5 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 werden die Wörter „beim Betroffenen" durch die Wörter 
"bei der betroffenen Person" ersetzt. 

bbb) In Nummer 3 werden die Wörter „der Betroffene" durch die Wörter 
„die betroffene Person" ersetzt und die Wörter .Erhebung," und „oder 
Nutzung" gestrichen. 

cc) In Satz 6 werden die Wörter „Erhebung," und „oder Nutzung" gestrichen. 

dd) In Satz 9 wird das Wort „Betroffener" durch die Wörter „betroffener Perso­
nen" ersetzt. 

f) In Absatz 5 werden das Wort ndarf' durch das Wort „verarbeitet' und die Wör­
ter „des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen" durch die Wörter „der 
betroffenen Person" ersetzt. 

g) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter "erheben," und „oder nutzen" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „benötigt werden" durch die Wörter 0zur Erfül­
lung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich sind" ersetzt. 

Artikel 3 
Änderung des ZDF-Staatsvertrages 

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Neunzehn­
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 3. und 7. Dezember 2015, wird wie folgt 
geändert: 
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1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Angaben zu den §§.16 bis 18 wie folgt neu ge­

fasst: 

.,§ 16 Emennung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten und des Datenschutz­

beauftragten 

§ 17 Unabhängigkeit des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

§ 18 Aufgaben und Befugnisse des Rundfunkdatenschutzbeauftragten". 

2. Die §§ 16 bis 18 werden wie folgt neu gefasst: 

,,§ 16 

Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

und des Datenschutzbeauftragten 

(1) Das ZDF ernennt einen Rundfunkdatenschutzbeauftragten, der zuständige 

Aufsichtsbehörde im Sinne des Artikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürli­

cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten: zum freien Da­

tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz­

Grundverordnung} (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 

2016, S. 72) ist. Die Ernennung erfolgt durch den Fernsehrat mit Zustimmung 

des Verwaltungsrates für die Dauer von vier Jahren. Eine dreimalige Wiederer­

nennung ist zulässig. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte muss Ober die für die 

Erfüllung seiner Aufgaben und Ausübung seiner Befugnisse erforderliche Quali­

fikation, nachgewiesen durch ein abgeschlossenes Hochschulstudium, sowie 

über Erfahrung und Sachkunde insbesondere im Bereich des Schutzes perso­

nenbezogener Daten verfügen. Das Amt des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

kann nicht neben anderen Aufgaben innerhalb des ZDF und seiner Beteiligungs­

und Hilfsunternehmen wahrgenommen werden. Sonstige Aufgaben müssen mit 

dem Amt des Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu vereinbaren sein und dürfen 

seine Unabhängigkeit nicht gefährden. 

(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit Rücktritt vom Amt oder mit Errei­

chen des gesetzlichen Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche Regelungen blei­

ben unberührt. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte kann seines Amtes nur 

enthoben werden, wenn er eine schwere Verfehlung begangen hat oder die Vo­

raussetzungen für die Wahrnehmung seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt. Dies 

geschieht durch Beschluss des Fernsehrates auf Vorschlag des Verwaltungsra­

tes. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist vor der Entscheidung zu hören. 
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(3) Das Nähere, insbesondere die Grundsätze der Vergütung, beschließt der 
Fernsehrat mit Zustimmung des Verwaltungsrates in einer Satzung. 

(4) Der Datenschutzbeauftragte gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) 2016/679 

wird vom Intendanten mit Zustimmung des Verwaltungsrates benannt. 

§17 

Unabhängigkeit des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in Ausübung seines Amtes unab­
hängig und nur dem Gesetz unterworfen. Er unterliegt keiner Rechts- oder Fach­
aufsicht. Der Dienstaufsicht des Verwaltungsrates untersteht er nur insoweit, als 
seine Unabhängigkeit bei der Ausübung seines Amtes dadurch nicht beeinträch­
tigt wird. 

(2) Die Dienststelle des Rundfunkdatenschutzbeauftragten wird bei der Ge­
schäftsstelle von Fernsehrat und Verwaltungsrat eingerichtet. Dem Rundfunkda­
tenschutzbeauftragten ist die für die Erfüllung seiner Aufgaben und Befugnisse 
notwendige Personal-, Finanz- und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 
Die erforderlichen Mittel sind jährlich, öffentlich und gesondert im Haushaltsplan 
des ZDF auszuweisen und dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten im Haus­
haltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanzkontrolle durch den Verwaltungsrat unter­
liegt der Rundfunkdatenschutzbeauftragte nur insoweit, als seine Unabhängig­
keit bei der Ausübung seines Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in der Wahl seiner Mitarbeiter frei. 
Sie unterstehen allein seiner Leitung. 

§ 18 
Aufgaben und Befugnisse des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte überwacht die Einhaltung der Daten­
schutzvorschriften dieses Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsvertrages, der 
Verordnung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften Ober den Datenschutz bei 
der gesamten Tätigkeit des ZDF und seiner Beteiligungsunternehmen im Sinne 
des § 16 c Abs. 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages. Er hat die Aufgaben und 
Befugnisse entsprechend den Artikeln 57 und 58 Abs. 1 bis 5 der Verordnung 
(EU) 2016/679. Bei der Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsbehörden hat er, 
soweit die Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken betroffen ist, den ln­
formantenschutz zu wahren. Er kann gegenüber dem ZDF keine Geldbußen ver­
hängen. 
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(2) Stellt der Rundfunkdatenschutzbeauftragte Verstöße gegen Vorschriften Ober 

den Datenschutz oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten fest, so beanstandet er dies gegenüber dem Intendanten und fordert ihn 

zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist auf. Gleichzeitig unter­

richtet er den Verwaltungsrat. Von einer Beanstandung und Unterrichtung kann 

abgesehen werden, wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt oder wenn 

ihre unverzügliche Behebung sichergestellt ist. 

(3) Die vom Intendanten nach Absatz 2 Satz 1 abzugebende Stellungnahme soll 

auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstan­

dung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten getroffen worden sind. Der Inten­

dant leitet dem Verwaltungsrat gleichzeitig eine Abschrift der Stellungnahme ge­

genüber dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu. 

(4) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte erstattet jährlich auch den Organen 

des ZDF den schriftlichen Bericht im Sinne des Artikels 59 der Verordnung (EU) 

2016/679 Ober seine Tätigkeit. Der Bericht wird veröffentlicht, wobei eine Veröf­

fentlichung im Online-Angebot des ZDF ausreichend ist. 

(5) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an den Rundfunkdatenschutzbe­

auftragten zu wenden, wenn er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung seiner per­

sonenbezogenen Daten durch das ZDF oder seiner Beteiligungsunternehmen im 

Sinne des § 16 c Abs. 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages in seinen schutz­

würdigen Belangen verletzt zu sein. 

(6) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist sowohl während als auch nach Be­

endigung seiner Tätigkeit verpflichtet, über die ihm während seiner Dienstzeit 

bekannt gewordenen Angelegenheiten und vertraulichen Informationen Ver­

schwiegenheit zu bewahren." 

Artikel 4 

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages 

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den 

Zwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 8. und 16. Dezember 2016, wird 

· wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Angaben zu den §§ 16 bis 18 wie folgt neu ge­

fasst: 
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,,§ 16 Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten und des Datenschutz­
beauftragten 

§ 17 Unabhängigkeit des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

§ 18 Aufgaben und Befugnisse des Rundfunkdatenschutzbeauftragten". 

2. § 9 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

.,(4) Die Gegendarstellung muss unverzüglich innerhalb des gleichen Angebots 
verbreitet werden, in welchem die beanstandete Tatsachenbehauptung erfolgt 
ist. Die Verbreitung erfolgt ohne Einschaltungen und Weglassungen. Eine Erwi­
derung auf die verbreitete Gegendarstellung muss sich auf tatsächliche Angaben 
beschränken. Im Hörfunk muss die Gegendarstellung innerhalb des gleichen 
Programms und der gleichen Programmsparte wie die beanstandete Tatsachen­
behauptung sowie zur gleichen Tageszeit oder, wenn dies nicht möglich ist, zu 
einer Sendezeit verbreitet werden, die der Zeit der beanstandeten Sendung 
gleichwertig ist." 

3. Die §§ 16 bis 18 werden wie folgt neu gefasst: 

u§ 16 

Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 
und des Datenschutzbeauftragten 

(1) Die Körperschaft ernennt einen Rundfunkdatenschutzbeauftragten, der zu­
ständige Aufsichtsbehörde im Sinne des Artikels 51 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten­
schutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. No­
vember 2016, S. 72) ist. Die Ernennung erfolgt durch den Hörfunkrat mit Zu­
stimmung des Verwaltungsrates für die Dauer von vier Jahren. Eine dreimalige 
Wiederemennung ist zulässig. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte muss über 
die für die Erfüllung seiner Aufgaben und Ausübung seiner Befugnisse erforderli­
che Qualifikation, nachgewiesen durch ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
sowie Ober Erfahrung und Sachkunde insbesondere im Bereich des Schutzes 
personenbezogener Daten verfOgen. Das Amt des Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragten kann nicht neben anderen Aufgaben innerhalb der Körperschaft und ihrer 
Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wahrgenommen werden. Sonstige Aufgaben 
müssen mit dem Amt des Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu vereinbaren sein 
und dürfen seine Unabhängigkeit nicht gefährden. 
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(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit Rücktritt vom Amt oder mit Errei­
chen des gesetzlichen Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche Regelungen blei­

ben unberührt. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte kann seines Amtes nur 
enthoben werden, wenn er eine schwere Verfehlung begangen hat oder die Vo­

raussetzungen für die Wahrnehmung seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt Dies 
geschieht durch Beschluss des Hörfunkrates auf Vorschlag des Verwaltungsra­

tes. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist vor der Entscheidung zu hören. 

(3) Das Nähere, insbesondere die Grundsatze der Vergütung, beschließt der 
Hörfunkrat mit Zustimmung des Verwaltungsrates in einer Satzung. 

(4) Der Datenschutzbeauftragte gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) 2016/679 
wird vom Intendanten mit Zustimmung des Verwaltungsrates benannt. 

§17 

Unabhängigkeit des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in Ausübung seines Amtes unab­

hängig und nur dem Gesetz unterworfen. Er unterliegt keiner Rechts- oder Fach­

aufsicht Der Dienstaufsicht des Verwaltungsrates untersteht er nur insoweit, als 

seine Unabhängigkeit bei der Ausübung seines Amtes dadurch nicht beeinträch­

tigt wird. 

(2) Die Dienststelle des Rundfunkdatenschutzbeauftragten wird bei der Ge­
schäftsstelle von Hörfunkrat und Verwaltungsrat eingerichtet. Dem Rundfunkda­

tenschutzbeauftragten ist die für die Erfüllung seiner Aufgaben und Befugnisse 

notwendige Personal-, Finanz- und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 

Die erforderlichen Mittel sind jährlich, öffentlich und gesondert im Haushaltsplan 

der Körperschaft auszuweisen und dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten im 

Haushaltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanzkontrolle durch den Verwaltungsrat 
unterliegt der Rundfunkdatenschutzbeauftragte nur insoweit, als seine Unabhän­

gigkeit bei der Ausübung seines Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in der Wahl seiner Mitarbeiter frei. 

Sie unterstehen allein seiner Leitung. 

§ 18 

Aufgaben und Befugnisse des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte überwacht die Einhaltung der Daten­

schutzvorschriften dieses Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsvertrages, der 

Verordnung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften Ober den Datenschutz bei 
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der gesamten Tätigkeit der Körperschaft und ihrer Beteiligungsunternehmen im 
Sinne des § 16 c Abs. 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages. Er hat die Aufga­
ben und Befugnisse entsprechend den Artikeln 57 und 58 Abs. 1 bis 5 der Ver­
ordnung (EU) 2016/679. Bei der Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsbehör­
den hat er, soweit die Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken betroffen 
ist, den lnformantenschutz zu wahren. Er kann gegenüber der Körperschaft kei­
ne Geldbußen verhängen. 

(2) stellt der Rundfunkdatenschutzbeauftragte Verstöße gegen Vorschriften Ober 
den Datenschutz oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten fest, so beanstandet er dies gegenüber dem Intendanten und fordert ihn 
zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist auf. Gleichzeitig unter­
richtet er den Verwaltungsrat. Von einer Beanstandung und Unterrichtung kann 
abgesehen werden, wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt oder wenn 
ihre unverzügliche Behebung sichergestellt ist 

(3) Die vom Intendanten nach Absatz 2 Satz 1 abzugebende Stellungnahme soll 
auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstan­
dung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten getroffen worden sind. Der Inten­
dant leitet dem Verwaltungsrat gleichzeitig eine Abschrift der Stellungnahme ge­
genüber dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu. 

(4) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte erstattetjähr1ich auch den Organen der 
Körperschaft den schriftlichen Bericht im Sinne des Artikels 59 der Verordnung 
(EU) 2016/679 Ober seine Tätigkeit. Der Bericht wird veröffentlicht, wobei eine 
Veröffentlichung im Online-Angebot der Körperschaft ausreichend ist. 

(5) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an den Rundfunkdatenschutzbe­
auftragten zu wenden, wenn er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung seiner per­
sonenbezogenen Daten durch die Körperschaft oder ihrer Beteiligungsunter­
nehmen im Sinne des § 16 c Abs. 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages in sei­
nen schutzwürdigen Belangen verletzt zu sein. 

(6) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist sowohl wahrend als auch nach Be­
endigung seiner Tätigkeit verpflichtet, Ober die ihm während seiner Dienstzeit 
bekannt gewordenen Angelegenheiten und vertraulichen Informationen Ver­
schwiegenheit zu bewahren." 
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Artikel 5 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung 

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 4 geänderten Staatsverträge sind die 

dort vorgesehenen Kündigungsvorschriften maßgebend. 

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 25. Mai 2018 in Kraft. Sind bis zum 24. Mai 2018 

nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister­

präsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz teilt den 

Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit 

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages, des 

Rundfunkbeitragsstaatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages und des Deutschlandra­

dio-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 bis 4 ergibt, mit neu­

em Datum bekannt zu machen. 
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Für den Freistaat Bayern: 

.. "!1 . .w..ei.,;n ................ , den i.1,.1.'k• .. ?!!.11 
~ ~ ~ ......................................... . 

Für das Land Berlin: 
.. 

... ®..~ ......... , den ./.F,.-: .• J?.:Jl:. ... . .a:8 .. ~ ... ..... ();f 1~ 
Für das Land Brandenburg: 

~hl'.k.~ ....... de•ß-~?#f:}'14.~ .. m.l.&-

~iz:.:~~:~::;:!..?.:.!? ············'Lcy. ·············· 
Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 

.... 1 .. ~ ....... , den .... f.!!. .... Al.- .................... ~.~······ ...... ~ .... . 
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Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 

.. Jlt~:r.1 ............... , den .... f.!.~.:.1.?.~.1} ....... MP~~~ .... ..✓~i!J ........... . 
Für das Land Niedersachsen: 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 

'\.':~.~ ........... , den .~.r.~~'--~.~~\. \ - .. \ -~~\ 
........... .:E............................................ '" 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 

.. i~::: ......... , den .N1:)t.~! ~ 

Für das Saarland: 

DL l 1 ......... l„w ... 
Für den Freistaat Sachsen: 

(i),e-i1 A,, .s-. f2. 1.) ................•............... ,den ......................•. ·····················U~ ........... . 
Für das Land Sachsen-Anhalt: 

···········~··················· .. ········ 
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Für das Land Schleswig-Holstein: 

..... ~~··················• den .. AtJL .. 1J 

Für den Freistaat Thüringen: 

Ei (CIA/ I -12. 42.2,()A(' ..... S,~ ....................... , den........................ . 
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